
Änderung der Hauptsatzung  

(vorgesehen als TOP 11 der Rastversammlung vom 07.02.06) 

 

(Die „geänderte Fassung der Anlage zur Drucksache 0840/2003/DS“ wird verteilt) 
 

Die Antragstellung wie folgt geändert bzw. ergänzt: 

 

1. Die 2. Nachtragssatzung zur Hauptsatzung der Stadt Neumünster wird in Form der geän-

derten Fassung der Anlage beschlossen. 

 

2. Zusätzlich zu den nach der 2. Nachtragssatzung erforderlichen Hinweisen im Holsteini-

schen Courier und den Kieler Nachrichten sollen zur Erreichung eines weiteren Einwoh-

nerkreises in gleichem Umfang grundsätzlich entsprechende Hinweise im Wochenanzeiger 

erfolgen. Die Tagesordnungen der Ratsversammlung sollen ebenfalls grundsätzlich zusätz-

lich im Wochenanzeiger veröffentlicht werden. 

 
 

Zur Erläuterung: 
 
Die Fassung der Anlage wurde ausschließlich insoweit geändert, als der Wochenanzeiger 
„herausgenommen“ wurde. Die bisher vorgelegte Fassung hatte sowohl für zwingend erfor-
derliche Hinweise zur Bereitstellung im Internet als auch für die (aus Gründen der Bürger-
nähe) für ratsam gehaltene Veröffentlichung der Tagesordnungen in der Presse neben dem 
Holsteinischen Courier und den Kieler Nachrichten auch den Wochenanzeiger (zwingend) 
vorgesehen.  
Dafür sprach der große Verbreitungsgrad und die damit verbundene Bürgernähe. 
Mit Rücksicht darauf, dass der Wochenanzeiger nur einmal wöchentlich (normalerweise am 
Mittwoch) erscheint, kann jedoch diese vernünftige Intention bei zeitlich dringenden (sofort 
notwendigen) Bekanntmachungen zum „Fallstrick“ werden, soweit und solange eine Veröf-
fentlichung auch im Wochenanzeiger ein zwingendes Erfordernis für eine wirksame Be-
kanntmachung darstellt. Selbst bei der vorgeschriebenen Bekanntmachung der Tagesordnung 
der Ratsversammlung kann dies im Falle abgekürzter Ladungsfristen schon zu gewissen Prob-
lemen führen. Vor allem aber würde im Falle des dringend notwendigen Erlasses von Rechts-
vorschriften - etwa einer dringend erforderlichen Verordnung zur Gefahrenabwehr - ein ent-
sprechendes Erfordernis den notwendigen sofortigen Eintritt der Allgemeinverbindlichkeit 
verhindern.  
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